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Deutſchland. 


** Berlin, 4. Juni. Wie ein vor Kurzem 
ergangener Erlaß des Miniſters der öffentlichen Ar- 
beiten bemerkt, iſt es von Intereſſe feſtzuſtellen, ob 
und in welchen Bezirken es thunlich ſein würde, 
ohne Vermehrung der Koſten die bisher nur in ein⸗ 
zelnen Landestheilen durchgeführte Trennung der 
Baufücher in den Beamtenſtellen der unteren In- 
ſtanz der Bauverwaltung in größerem Umfange als 
bisher anzuordnen, und ob die jetzigen Abgrenzun⸗ 
gen der Baukreiſe im Hinblick auf die anſchtinend 
ungleichmäßige Vertheilung der Geſchäfte in denfel- 
ben einer Revifion bedürfen werden oder nicht. Zn 
dieſem Behufe werden die königlichen Bezirks Regie⸗ 
rungen aufgefordert, Nachweiſe anzufertigen, aus 
welchen die Grenzen der jetzigen Baukreiſe und der 
landräthlichen Kreiſe klar hervorgehen. Ferner ſind 
diejenigen Waſſerläufe, welche von Beamten, denen 
gleichzeitig die Ausführung von Landbauten obliegt, 
verwaltet werden, ſowie diejenigen, welche ausſchließ⸗ 
lich mit Waſſerbauten beſchäftigten Beamten unter⸗ 
ſtehen, beſonders zu bezeichnen. Alsdann ſoll nach 
einem den Regierungen überwieſenen Schema von 
ſammtlichen Kreis- und Baubezirken eine Tabelle 
angefertigt werden, welche über die Anzahl der darin 
befindlichen fiskaliſchen Bauwerke, der Waſſerläufe 
und Brücken u. ſ. w. Auskunft giebt. Die Her⸗ 
ſtellung dieſer Nachweiſe ſoll ſachgemäß und ſorg⸗ 
fällig erfolgen und durch die Regierungs- und 


auf Amtsentſetzung erkannt; die Regierungsvorlage 
ſchlägt vor, daß in Zukunft nicht mehr auf Amte⸗ 
entſetzung, ſondern nur auf Unfähigkeit zur Beklei⸗ 
dung des Amtes erkannt werden ſoll. Eine durch 
ſtrafrechtliches Erkenntniß ausgeſprochene Unfähigkeit 
kann durch einen königlichen Gnadenalt wieder be- 
ſeitigt werden; iſt dagegen auf Amtsentſetzung er⸗ 
kannt, jo kann der vakante Sitz nicht durch kö⸗ 
nigliche Gnade wleder beſetzt werden. Denn zur 
Beſetzung eines Biſchofsſitzes gehört das Zuſommen⸗ 
wirken von Kirche und Staat in den vorgeſchrie⸗ 
benen Formen. Die Kirche kann aber nach ihren 
Grundſätzen zur Wiedereinſetzung des abgeſetzten 
Biſchofes nicht mitwirken; nach ihren Grundſätzen 
bleibt der abgeſetzte Biſchof im vollſten Sinne des 
Wortes ein Biſchof, der nur in Erfüllung ſeiner 
Pflichten und Ausübung ſeiner Rechte bis auf 
einen gewiſſen Grad behindert if. Nach dem ge⸗ 
genwärtig geltenden Rechtszuſtand kann alſo that⸗ 
ſächlich ein abgeſetzter Biſchof nicht zurückgeführt 
werden, ſelbſt wenn Staat und Kirche den beſten 
Willen haben. Der Staat muß von der Rechts- 
anſchauung ausgehen, daß der Mann nicht mehr 
Biſchof iſt, ſondern erſt wieder durch das Zuſam⸗ 
menwirken von Staat und Kirche zum Bliſchof 
gemacht werden muß. Die Kirche muß von der 
Anſchauung ausgeben, daß der Mann noch im- 
mer Blſchof iſt und daß daher nichts geſchehen 
kann, um ihm einen Charakter zu verleihen, den er 


des Erzbiſchofs von Dunin die Hoffnung, es werde 
das ſchöne Ziel der Verſtändigung, durch welche die 
Rechte der Krone gewahrt und das Anſehen der 
Landesgeſetze wie nicht minder auch die Wiederkehr 
der kirchlichen Ordnung geſichert werden, glücklich 
erreicht fein. Dieſe Entfernung der bisher obwal⸗ 
tenden Mißverſtändniſſe erſpart Mir die traurige 
Pflicht, das von dem Landesgerichte gefällte Urtheil 
gegen den Prälaten vollſtrecken und die Maßregeln 
der Strenge fortdauern zu laſſen, welche das Ver⸗ 
fahren deſſelben nothwendig zur Folge haben mußte. 
Ich bin daher gern geneigt geweſen, den an Mich 
gelangten Bitten in Gnaden willfahrend, in der 
von dem Erzbiſchof von Dunin bisher erlittenen 
Suspenſion von ſeinen kirchlichen Funktionen und 
in der durch ſelne eigenmächtige Entfernung aus 
Berlin herbeigeführten Haft dieſenige Genugthuung 
anzuerkennen, nelche dem durch ihn verletzten Ge⸗ 
ſetze nothwendig hat verſchafft werden müſſen, und 
will nunmehr die Rückkehr des kirchlichen Ober⸗ 
hirten auf feinen Biſchofsſitz in landesväterlicher 
Huld geſtatten. Um ſo geneigter bin Ich geweſen, 
Mich dieſer Entſchlleßung zuzuwenden, als Ich der 
Treue und Anhänglichkeit, mit welcher die Einwoh⸗ 
ner des Großherzogthums böswilligen Aufregungen 
gegen die nothwendigen und geſetzmäßigen Maß- 
regeln der Landes regierung widerſtanden haben, gern 
meine gerechte Anerkennung zu Theil werden laſſe. 
Mit vollkommenen Vertrauen erwarte Ich dagegen, 


träge Brüel aus, weil dleſelben mit dem Kern der 
Maigeſetzgebung in Widerſpruch ſtehen 

Abg. Ur Grimm vertheidigte demnächſt den 
konſervativen Antrag (v. Rauchhaupt), deſſen ju- 
riſtiſche Unhaltbarkeit von dem Abg v». Zedlitz 
zwar behauptet, aber nicht nachgewieſen worden frt. 
Die konſervative Partei fei in dieſer Frage ohne 
Leidenſchaft und habe deshalb einen klaren Blick 
für die thatſächlichen Verhältniſſe und für die dar⸗ 
aus hergeleiteten Bedürfniſſe. Man habe in der 
Malgeſetzgebung den Fehler gemacht, mit ſtaatlichen 
Mitteln eine auch kanoniſche Sedisvakanz herbeizu⸗ 
führen. Dieſer geſetzgeberiſche Fehler müſſe auch 
geſetzgeberiſch wieder beſeitigt werden. Der Antrag 
Rauchhaupt jet die nothwendige juriſtiſche konſe⸗ 
quente Form dieſer Verbeſſerung; praktiſche Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen der Verurtheilung auf Entlaſſung 
aus dem Amt und auf Aberkennung der Fähigkeit 
zur Ausübung des Amtes gebe es nicht. Die 
Streitfrage der rückwirkenden Kraft (ob „ex tun = 
oder „ex nunc“) ſei im Augenblick lediglich eine 
Doktorfrage. Mit der Ausführung des Herrn Mi- 
niſters bezüglich des Antrages Zedlitz ſei er ein- 
verſtanden, denn das Verlangen der Verantwort- 
lichkeit des Geſammt⸗Miniſteriums fei nicht unbe⸗ 
denklich. 


Abg. Frhr. v. Schorlemer-Aft begreift die 
Ercegung des Herrn v. Bennigſen über Artikel 4 
nicht. Vielleicht liege das daran, daß er ſelbſt der 


* 


an der Univerſität Erlangen, am 13. März d. J. 
zu Berlin gehaltene Vortrag „Recht und Grenze 
der Humanität im Kriege“ iſt vor Kurzem im Druck 


erſchtenen. Der Vortrag iſt bekanntlich ſeinerzeit 
in der Tagespreſſe beſprochen und hat große Auf- 
merkſamkeit gefunden. Es lag deshalb das Be⸗ 
dürfniß vor, den Vortrag zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. Der er Lueder iſt der Verfaſſer der 
Abhandlung: „Die Genfer Konvention. Hiſtoriſch 
und kritiſch⸗dogmatiſch mit Vorſchlägen zu ihrer 
Verbeſſerung unter Darlegung und Prüfung der 
mit ihr gemachten Erfahrungen und unter Be⸗ 
nutzung der amtlichen, thetlweiſe ungedruckten Quellen 
bearbeitet.“ Dſeſe Arbeit iſt mit dem von der 
deutſchen Kaiſerin gelegentlich der Wiener Welt⸗ 
Ausftelung geſtifteten Preiſe durch die internatio- 
nale Jury als Preisſchrift gekrönt worden. 

Ueber die Ergebniſſe der bei der Reichs-Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung beſtehenden gemeinnüßi 
gen und Wohlthätigkeits-Anſtalten für das Etate- 
jahr 1879/80 beziehungsweiſe für das Kalender- 
jahr 1879 liegen folgende Mittheilungen vor. Die 
Kaiſer Wilhelm ⸗Stiftung hatte eine Einnahme von 
99,957 Mk. 1 Pfg. Davon wurde an einen 
Beamten ein Reiſeſtipendium von 2400 Mk. ge 
zahlt, an Unterflügungen 16,786 M.; 77,533 M. 
35 Pfg. wurden für außerordentliche Ausgaben 
verwendet, darunter 77,215 M. 35 Pfg. für an- 
gekaufte Papiere. Das Vermögen dieſer Stiftung 
betrug Ende März d. J. 492,900 M. Die Poft- 
Armen- und Unterſtützungskaſſe hatte ein Vermögen 
von 923,446 M. 23 Pfg. und an Sicherheits- 
dokumenten für geſtiftete 16 Freiſtellen in 3 Waiſen⸗ 
auſtalten von 125,400 M. Die laufende Ein- 
nahme betrug 534,497 M. 29 Pfg. Ausgaben 
wurden geleiſtet für Belohnungen der Poſtillone, 
Ruhegehälter, Erziehungsgelder und Unterſtützungen 
508,086 M. 4 Pfg. In Betreff der unter Mit ⸗ 
wirkung der Poſtverwaltung abgeſchloſſenen Lebens- 
verſicherungen von Beamten wird erwähnt, daß die 
Geſammtzahl dieſer Verſicherungen 7175 mit einer 
Verſicherungsſumme von 18,014,421 M. beträgt. 
Die über die aus der Poſtkaſſe zu den Kleiderkaſſen 
für Unterbeamte gezahlten Beträge erſtattete Ueber⸗ 
ficht weiſt eine Summe von 701,700 M. nach. 
Aus den Unterſtützungsmitteln wurden bewilligt 
Unterſtützungen und Vergütungen an 5894 Beamte, 
13,216 Unterbeamte und 2387 Hinterbliebene von 
Beamten und Unterbeamten. 

Berlin, 4. Juni. Die „National-Zeitung“ 
ſchreibt: 

Der kirchliche Gerichtshof hat auf Grund der 
beſtehenden Geſetze gegen eine Anzahl von Biſchöfen 


die etwa noch abzuſetzenden. Darum 


ſchlägt ſchwerde über die Nichtbefolgung Meines beſtimmn⸗ 


der Artikel 4 vor, daß der König die Rechtswir- ten und unveränderlichen Willens in Anſehung der 
lung aboliren kann, wonach der Biſchofsſitz vakant Freiheit und vollkommenen Gleich heit der chetſtlichen 


geworden iſt. N 

Der Antrag Rauchhaupt geht noch weiter; es 
ſoll danach dem Könige nicht überlaſſen werden, 
von Fall zu Fall dieſe Abolition auszuſprechen, 
ſondern das Geſetz ſpricht dieſe Abolition im All⸗ 
gemeinen aus. 


Konfeſſtonen Veranlaſſung geben könnte, alſo je 
auch ohne Nach ſicht und Schonung gegen jeden ver- 
fahren werden, der ſich unterfangen möchte, den Ge⸗ 
ſetzen und Meinem ausdrücklich erklärten Willen zu 
wider die glückliche Eintracht unter den Konfeſſionen 


Von den rechtskräftigen Sprüchen zu untergraben und den Frieden der Kirche in Ge⸗ 


des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten bleibt] fahr zu bringen. 


nur die Folge über, daß die Verurtheilten perfön- 
lich für unfähig erklärt ſind, ihr Amt zu bekleiden, 
und dieſe Unfähigkeit kann durch königliche Gnade 
beſeitigt werden. 

Der Antrag Rauchhaupt verhüllt die Abſicht, 
die abgeſetzten Biſchöfe zurüdzurufen. Hätte die 
Regierungsvorlage von Anfang an die Faſſung 
Rauchhaupt gehabt, fie würde wahrſcheinlich nicht die 
große Aufregung hervorgerufen haben. Jetzt aber 
kann man ſich nicht verhehlen, daß auch der An- 
trag Rauchhaupt dem Zwecke dient, die Rückberufung 
der Biſchöfe vorzubereiten. 


Und hier iſt gerade der Punkt, wo ſich die 
öffentliche Meinung am entſchiedenſten widerſetzt. 
Die Rückkehr der Biſchöfe iſt dem Frieden nicht zu⸗ 
träglich und die Kirche kann dieſelbe, ohne der 
Strenge des Prinzips etwas zu vergeben, durch 
Einſetzung von Koadjutoren umgehen. In der am 
29. v. M. ſtattgehabten Sitzung des Hauſes der 
Abgeordneten hat der Kultusminiſter bekanntlich er⸗ 
klärt, daß der Erzbiſchof Dunin vor ſeiner Rück⸗ 
kehr in ſeine Diözeſe kein pater pecoavi gejagt 
habe. Dagegen lautet die Verordnung des Königs 
Friedrich Wilhelm IV., welche ſich auf die im 
Gnadenwege geſtattete Rückkehr dieſes Prälaten be⸗ 
zieht, wie folgt: 

„Bei dem Antritt Meiner Regierung fand Ich 
durch die landesväterliche Fürſorge des hochſeligen 
Königs Majeſtät die Angelegenheiten, welche den 
kirchlichen Frieden im Großberzogthum Poſen ge- 
trübt und die katholiſchen Unterthanen dleſer Pro- 
vinz von ihrem kirchlichen Oberherrn getrennt hat⸗ 
ten, in einem Zuſtande, welcher eine baldige gün⸗ 
ſtige Wendung derſelben ahnen ließ. Es war Mir 
höchſt erwünſcht, ohne von den bisherigen Maß⸗ 
regeln abweichen zu dürfen, welche des hochſeligen 
Königs Majeſtät unter den obwaltenden Umſtänden 
für unerläßlich anerkannt hatte und mit welchen 
Ich Mich durchaus einverſtanden erklären mußte, 
nur den Weg zu der näheren Verſtändigung zu ver⸗ 
folgen, welcher jetzt zu einem erfreulichen Reſultate 
geführt hat. 


Sansſoucl, den 29. Juli 1840. 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 
(ggez) von Rochow. von Werther. Für 
den Minlſter der geiſtlichen u. ſ. w. Angele- 
genheiten: von Ladenberg.“ 


Es liegt ſomit hier eine von den Miniſtern 
des Innern, des Auswärtigen und der geiſtlichen 
Angelegenheiten gegengezeichnete Ordre vor. Alten- 
fein war im Mat 1840 geſtorben und fein Nach- 
folger Eichhorn erſt im Oktober deſſelben Jahres er- 
nannt worden. Der Fall Dunin kann als Prä⸗ 
juxiz für die Rückberufung der Biſchöfe nicht gut 
angeführt werden. 


— Die Abgeordnetenhauskommiſſion zur Vor⸗ 
berathung der kirchenpolltiſchen Vorlage ſetzte heute 
die Diskuſſton über die Artikel 3 und 4 des Ent- 
wurfs fort. Die Mitglieder waren vollzählig er- 
ſchienen, auch Kultusminifter v. Puttkamer mit den 
Geheimräthen Lucanus, ). Hübler und v. Zaſtrow 
wohnten der Berathung wieder bei. 

Kultusminifter v. Puttkamer wendete ſich zu⸗ 
nächſt mit großer Schärfe gegen die Namens der 
Nationalliberalen von dem Abg. von Bennigſen 
geſtern abgegebene Erklärung zu Artikel 4, wonach 
die nationalliberale Fraktion jeder Beſtimmung 
widerſprechen will, welche auf die Rückführung eines 
durch Spruch des königlichen Gerichtshofes für 
kirchliche Angelegenheiten abgeſetzten Biſchofs ab⸗ 
zielt. Wenn der Abg. v. Bennigſen die rechtliche 
Möglichkeit verneine, daß überhaupt ein abgeſetzter 
Biſchof in feine frühere Diözeſe zurückkehre, ſo fei 
ohne dieſe rechtliche Möglichkeit das Geſetz für die 
Staatsregierung ziemlich werthlos. Auch die An- 
träge des Abgg. Frhr. v. Zedlitz⸗Neukirch (Berlin), 
welche das Begnadigungsrecht des Monarchen vin- 


kulirten, ſeien unannehmbar. Der Antrag des Abg. 


v. Rauchhaupt ſcheine ihm auch heute kaum zu. 


Ausführungen des Abg. Grimm. 

Abz. Gneiſt äußerte die größten Bedenfen 
gegen Art. 4; die Verwaltungsnorm, daß in Preu⸗ 
ßen Niemand ein Kirchenamt bekleiden könne, wel- 
cher dem Staatsgeſetz beharrlich widerſtrebe, jet 
wegen ihrer hohen ſtaatlichen Wichtigkeit geſetzlich 
fixirt, und es ſei höchſt bedenklich, eine Dispenſallon 
von derſelben zu geſtatt n. Zwiſchen der geſtrigen 
Erklärung des Herrn v. Bennigſen und feiner eige⸗ 
nen Rede im Plenum ſei kein Widerſpruch. Eine 
einfache Zurückführung der Bifchöfe halte er für 
unannehmbar. Die Staatsregierung werde ſich 
überzeugen, daß ſie auch nicht eine einzige Stimme 
der nationalliberalen Partei für den Artikel 4 ge- 
winnen werde. 


Abg. v. Rauchhaupt vertheidigte feinen Antrag; 
die Konjervativen wollten der Krone kein Mandat 
geben, weil ſchon in der Mandatsertheilung ein 
Uebergriff in die Rechte der Krone liegen würde. 

Abg. v. Bennigſen gab dem Abg. Grimm darin 
Recht, daß die Einwendungen, welche der Kultus 
miniſter gegen den Antrag v. Rauchhaupt erhoben 
babe, auch den 8 4 der Vorlage ſelbſt treffen. 
Wenn die Regierung davon ausgehe, daß die Stelle 
erledigt ſei, ſo müſſe ſie konſequenter Weiſe daran 


feſthalten, daß die Stelle auch nur auf dem nor⸗ 


malen Wege und nicht auf dem durch Art. 4 vor⸗ 
geſehenen Wege wieder beſetzt werden könne. Dieſe 
juriſtiſchen Erwägungen ſeien aber nicht diejenigen, 
welche für die Ablehnung des Art. 4 ſeitens der 
Nattonalliberalen entſcheidend geweſen; entſcheldend 
ſel der bereits geſtern erklärte Grund. Nachdem 
der Abg. v. Schorlemer bereits in der Einbringung 
der Vorlage ein Schuldbekenntniß des Staats er⸗ 
blickt habe, wie werde dann erſt der Eindruck ſein, 
wenn der entlaſſene Biſchof wirklich in ſeine frühere 
Diözeſe zurückkehre. Wer ernſtlich den dauernden 
Frieden wolle, müſſe die Rückkehr der entlaſſenen 
Biſchöfe zu vermeiden ſuchen. 

Abg. v. Zedlitz wies die perſönlichen Angriffe 
des Abg. v. Schorlemer mit Energie zurück und 
vertheidigte ſodann ſeinen Antrag; es handle ſich in 
Art. 4 nicht um einen Gnadenakt, ſondern um 


einen reinen Regierungsakt; an unzähligen Stellen 
ſei das geſchehen, was der Kultusminiſter nicht dul⸗ 
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den wolle, nämlich die Aufſtellung geſetzlicher Be⸗ 


ſchränkungen für ſolche Regierungsakte. 
Abg. Brüel hielt den Weg einer einſeitigen 


läſſig; die definitive Stellungnahme der Regierung Staatsgeſetzgebung weder für rechtlich unzuläſſt. 


zu demſelben werde davon as hängen, welche re⸗ 


daktienelle Aenderung dieſer Antrag zwiſchen der 


noch für unangemeſſen; aber von den Grundlinte⸗ 


welche die Malgeſetzgebung gezogen habe, müſſe 3 
Es gewähren Mir nämlich die jeptferften und zweiten Leſung noch erfahren werde. rückgegangen werden; die Regierung wolle dies du 


am Fuße des Thrones niedergelegten Erklärungen! Endlich ſpricht ſich der Miniſter auch gegen die An- ihre Vorlage thun und ebenſo habe er in dies 
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Bet der Abstimmung über Art. 4 wurde der 
erſte Antrag Brüel mit 11 Stimmen angenommen, 


u 


neraldirektors der Pariſer Wohlthätigkeite-Anſtalten 
inne hat. Die Belleviller Wähler wollen nun die 
Gelegenheit benutzen, eine Art Manifeſtation gegen 
ihren Deputirten Gambetta zu machen, indem ſie 
den Kommunard Trinquet, der, aus guten Gründen 
bis jetzt noch von der Amneſtie wie von der Be⸗ 
gnadigung ausgeſchloſſen, in Numea „reſidirt“, zum 
Gemeinderath erwählen. Die Kandidaturen und die 
Wahlen der Bürger Humbert und Blanqui waren 
bereits eigenthümliche Leiſtungen des allgemeinen 
Stimmrechts; die Wahl des Kommunarden Trin⸗ 
quet, dieſes wegen Ermordung der Geißeln und 
Brundſtiftung zu lebenslänglicher Zwangsarbeit ver- 
urtheilten Kommunards, würde das Maß voll 
machen. 


Sinne noch tine weitere Korrektur eintreten laſſen 
wollen. 

Abg. Cuny hob hervor, daß der Abg. Grimm 
zur Begründung des Antrages v. Rauchhaupt er- 
Hört habe, wir müßten das kanoniſche Recht re⸗ 
ſpektiren und ſomit auch von Staats wegen aner⸗ 
kennen, daß eine Sedisvakanz vorliege; der Abg. 
Grimm habe alſo Namens der Konſervativen aus⸗ 
geſprochen, daß das kanoniſche Recht nicht durch 
das ſtaatliche Geſetz abgeändert werden könne. Das 
ſet alſo der grundſätzliche Standpunkt der Konſer⸗ 
vativen; dem ſtehe der Standpunkt der National- 
liberalen direkt gegenüber; ſie nehmen für das ſtaat⸗ 
liche Geſetz das Recht zur Abänderung auch kano⸗ 
niſcher Vorſchriften in Anſpruch, und auf dieſem 
Standpunkte habe bis vor Kurzem auch die Staats- 
regierung geſtanden. 

Abg. Kieſchke führte aus, daß jetzt zu einer 
Abänderung der beſtehenden Geſetze, wie Artikel 3 
vorſchlage, nicht die richtige Zeit ſei. 

Abg. von Stablewski gab ſeinem Bedauern 
Ausdruck, daß nach den vom Kultus miniſter und 
vom Abg. von Rauchhaupt gemachten Andeutungen 
hinſichtlich der Zurückberufung der Biſchöfe ein Un⸗ 
terſchied unter denſelben gemacht werden ſolle. 

Abg. Windthorſt ſprach für den Antrag Brüel; 
die Maigeſetze hätten abſolut vergeſſen, den Unter- 
ſchied zwiſchen dem rechtlichen Inhalte und den ſtaat⸗ 
lichen Wirkungen zu ziehen. Was den Artikel 4 
betteffe, ſo ſei ohne dieſen die ganze Vorlage ohne 
Werth. Ohne Mitwirkung der kirchlichen Autort- 
täten ſei in dieſer Frage gar nichts zu machen und 
wenn man von ihnen Entgegenkommen verlange, 
müſſe man ſelbſt entgegenkommen. Er ſei übrigens 
der Meinung, daß ohne eine vorherige Einigung 
mit der Kurie es doch zu einer Zurückführung der 
Biſchöfe nicht würde kommen können. 

Abg. Reichenſperger polemiſirte gegen die Aus⸗ 
führungen des Abg. von Cuny und meinte gegen 
Herrn von Bennigſen, man ſolle doch den Katho⸗ 
liken, die jo Vieles gelitten hätten, gewiſſe Freuden 
bezeugungen nicht mißgönnen, die allerdings bei der 
Rückkehr der Biſchöfe nicht ausbleiben würden. Die 
Biſchöfe würden übrigens jedes ressentiment ver⸗ 
geſſen und nur danach trachten, den Frieden mit 
dem Staate zu befeſtigen. 

Die Abgg. von Hammerſtein und Grimm ver- 
theidigten nochmals den konſervativen Antrag und 
beftritten, daß die praktiſche Spitze dahin gehe, die 
Nuückberufung der Biſchöfe der miniſteriellen Verant⸗ 
wortlichkeit zu entziehen. 

Bei der Abſtimmung über Art. 3 wurden die 
Anträge Brüel und von Rauchhaupt zu dieſem Ar- 
tikel abgelehnt, ſodann Abſatz 2 der Regierungs- 
vorlage angenommen, der dritte Abſatz des Art. 3 
aber abgelehnt und ſodann der Art. 3 ohne dieſen 
letzten Abſatz mit 11 gegen 10 Stimmen (Konſer⸗ 
vative und Centrum gegen Freikonſervative und Li- 
berale) angenommen. 

Hierauf wurde der vom Abg. Brüel bean⸗ 
tagte Art. Za abgelehnt. ’ 


größerer Diebſtahl von Kupfer entdeckt, welcher nach 
und nach ausgeführt iſt. Geſtern iſt es dem Kri⸗ 
minal⸗Schutzmann Weſtphal bereits gelungen, die 
Diebe reſp. Hehler zu ermitteln. Der Schiffs ar⸗ 
beiter Hermann Knosper hat bereits im Monat 
März dem Kaufmann Dupont einen Theil (zwei 
Dienſtmannskarren) des geſtohlenen Kupfers zum 
Kauf angeboten; dieſer ging aber auf das Ge⸗ 
ſchäft nicht ein und Knosper wendete ſich nun an 
den Glockengießer Voß, der ihm auch das Kupfer 
abkaufte. Knosper gab bei feiner geſtrigen Verneh⸗ 
mung an, er habe das Kupfer von einem unbe⸗ 
kannten Kahnſchiffer aus Berlin gekauft. Dieſe 
Ausſage verdient jedoch ſehr wenig Glauben, da 
ein Komplize des Knosper, der Maurerpolier Franz 
Nowitzki, ein umfaſſendes Geſtändniß dahin ab⸗ 
gelegt hat, daß er zu vier verſchiedenen Malen von 
Knosper aufgefordert worden iſt, ihm beizuſtehen, 
Kupfer zu verkaufen und daß er auch mehrere Male 
bei einem derartigen Verkaufe zugegen geweſen. 
Knosper iſt verhaftet. 

— Seit einiger Zeit ſind in hieſiger Stadt 
vielfache Betrügereien dadurch vorgekommen, daß 
verſchledenen Perſonen, beſonders Dienſtmädchen, 
Looſe unter der Vorſpiegelung verkauft find, es 
ſeien „Hannoverſche Pferde-Lotterte-Looſe“, während 
in Wahrheit werthloſe Scheine gegeben wurden. 
Geſtern iſt es gelungen, in der Perſon des Buchhänd⸗ 
lers Ernſt Karl Theodor Conthey und des frü⸗ 
heren Buchhändlers Karl Alex. Panſin die Loos⸗ 
ſchwindler zu ermitteln und in Haft zu bringen. 
Dieſelben boten Kontrole-Nummern auf das Werk 
„Zuleima“, eine der bekannten Lieferungsſchriften, 
zum Verkauf aus und gaben an, dieſe Nummern, 
welche 1 Mark koſteten, gewönnen wenigſtens 4 
Mark; auf die Frage, wie dies möglich jit, erklär⸗ 
ten fie, das Erbe des Königs von Hannover komme 
bei dieſer Lotterie mit zur Vertheilung. 

— Dem Schankwirth Harenburg, Gieſebrecht⸗ 
ſtraße 2, wurde geſtern Morgen eine ſilberne Cy- 
linderuhr mit kurzer goldener Kette im Geſammt⸗ 
werthe von circa 120 Mark geſtohlen. Die Uhr 
hing über dem Bette des H. und ſcheint der Dieb- 
ſtahl von einem Hausdiebe ausgeführt worden 
zu ſein. f 

— Der Arbeiter Ferdinand Segebrecht 
mußte geſtern wegen Verbrennung im Geſicht im 
Krankenhauſe aufgenommen werden, welche dadurch 
verurſacht, daß ihm vorgeſtern in einem Speiſe⸗ 
geſchäft am Krautmarkt von einem Unbekannten das 
Müttageſſen über das Geſicht gegoſſen wurde. 

— Dem Sattlermeiſter Albrecht, Schulzen⸗ 
ſtraße 16, wurde geſtern Nachmittag ein neuer 
Reiſekoffer im Werthe von 15 Mark, der vor der 
Hausthüre als Schauſtück befeſtigt war, geſtohlen. 


Provptuztelles. 

Stettin, 5. Juni. In Sachen der Lohnbe⸗ 
wegung der Tiſchler fand geſtern Abend wiederum 
eine trotz der ſchlechten Witterung zahlreich beſuchte 
Verſammlung ſtatt, in welcher der von der gemiſch⸗ 
ten Kommiſſion ausgearbeitete neue Lohn⸗Tarif zur 
Verleſung kam. Derſelbe bewilligt den Geſellen 
eine Lohnerhöhung von durchſchnittlich 100 % bei 
Akkordarbeit, während ſich die Wochen⸗Lohnſätze nach 
den Akkordſätzen richten und von jedem Meiſter mit 
den Geſellen in jedem einzelnen Falle vereinbart 
werden müſſen. Die Arbeitszeit iſt von 6—12 
Uhr Morgens und 112 —7 Uhr Abends feſtgeſetzt. 
Bei der Abſtimmung wurde der Tarif mit großer 
Majorität angenommen, trotzdem dürfte noch einige 
Zeit vergehen, ehe derſelbe in Kraft tritt, da noch 
von keinem Meiſter eine bindende Erklärung abge⸗ 
geben iſt und es ſich z. Z. nicht überſehen läßt, 
wie Viele die geplanten Akkordſätze nicht bewilligen 
wollen. Es dürfte allerdings keinen Meiſter geben, 
der nicht einſieht, wie traurig die Geſellen geſtellt 
ſind und daß die Forderung einer Lohnerhöhung 
von denſelben vollſtändig gerechtfertigt erſcheint; 
wenn trotzdem ein Meiſter nicht glaubt, die neuen 
Tarifſätze bewilligen zu können, ſo iſt der Grund 
darin zu ſuchen, daß die Tiſchlermeiſter zum großen 
Theile auch nur Arbeitnehmer und von den Fa⸗ 
briken reſp. Geſchäftsinhabern abhängig find. Dieſe 
Verhältniſſe haben die Meiſter ſelbſt verſchuldet, da 
ſie ſich gegenſeitig eine derartige Konkurrenz machen, 
daß Mancher ſeine Fabrikate mit Schaden verkaufen 
muß und auch bei Bauarbeiten oft kaum die eige⸗ 
nen Unkoſten gedeckt werden. Ein Beweis, wie 
ſich die Meiſter gegenſeitig mit den Preiſen drücken, 
iſt erſt kürzlich wieder bei der Vergebung der Tiſch⸗ 
lerarbeiten beim Bahngebäude Alt Damm geliefert. 
Die Arbeiten waren auf 8000 Mark taxirt, ein 
Meiſter beanſpruchte über 12000 Mark, während 
ein anderer die Arbeiten ſchon für 6000 Mark, 
alſo 50% billiger, ausführen will und auch den 
Zuſchlag erhielt. Aber auch von den benachbarten 
Städten wird den hiefigen Meiſtern eine empfind- 
liche Konkurrenz gemacht, die Meiſter aus der Pro- 
vinz bringen ihre Fabrikate nach hier und ſind oft 
gezwungen, dieſelben zu einem Spottpreiſe loszu⸗ 
ſchlagen, wenn ſie dieſelben nicht wieder mit heim⸗ 
nehmen wollen. So lange dieſe Uebelſtände be- 
ſtehen, wird es ſchwer werden, die Lohnbewegung 
in günſtiger Weiſe zu beenden und den neuen Lohn⸗ 
tarif einzuführen. Vor Allem iſt es nöthig, daß 
die Meiſter einig ſind und nicht allein in Stettin, 
ſondern auch in der Provinz den Geſellen die 
vereinbarten Tarifſätze bewilligen, ohne dabei die 
Preiſe für die Waaren dem Publikum mehr zu 
erhöhen, als durch den erhöhten Arbeitslohn er⸗ 
forderlich. Zu wünſchen wäre, daß die Meiſter in 
der Provinz mit der hieſigen Innung in Verbin- 
dung treten und ein gemeinſames Vorgehen ermög- 
licht würde. 

— In der Nacht vom 1. zum 2. Juni ha- 
ben Diebe die Wohnung des gerade abweſenden 
Predigers Steinbrück in Zanow geöffnet, find, nach⸗ 
dem ſie die Laden des Arbeitszimmers erbrochen, 
durch die Fenſter in die Stube eingeſtiegen, ohne 
hierbei eine Scheibe zu zertrümmern, und haben nicht 
allein den Beſtand der ganzen Kirchenkaſſe, ſondern 
auch eine ſilberne Sparbüchſe des Sohnes des Hrn. 
Steinbrück mit einem ungefähren Inhalt von 120 
Thlr. mitgenommen. Dieſelben ſind anſcheinend 
ſehr ruhig zu Werke gegangen, indem ſie nicht allein 
ſämmtliche Spinde erbrochen, Bücher durchgeſehen, 
ſondern auch noch in dem Zimmer von den dort 
liegenden Cigarren geraucht haben. Da in der 
vorhergehenden Nacht im Dorfe Panknin ein Dieb- 
ſtahl verübt, ſo läßt ſich wohl annehmen, daß die⸗ 
ſelben Diebe auf ihrer Durchreiſe auch dieſen Ein- 
bruch verübt haben Die geſtohlene Summe beträgt 
20,000 M. Die „Starg. Ztg.“ iſt in der Lage, 
über den Diebſtahl folgendes Nähere zu berichten. 
Dem Herrn Paſtor ſind geſtohlen worden: außer 
Cours geſetzte 10 Stück pommerſche Pfandbriefe 
und zwar Schlojar, Zackenzin, Muttrin, Klockow 
und Staateſchuldſcheine, ſowie 19 Stück Renten- 
briefe, in Summa ca. 20,000 Mark nebſt den 
dazu gehörigen Coupons, für mehrere Jahre fällig 
am 1. Juli cr., wie am 1. Januar und 1. April 
1881 u. ſ. w.; ferner baares Geld, eine kleine 
ſilberne Sparbüchſe mit der Inſchrift: Max Stein⸗ 
brück, ein rothes Portemonnaie mit blauſeidenem 
Futter. Als einer der Diebe wird ein großer 
Mann mit röthlichem, bartloſem Geſicht, bekleidet 
mit dunklem Anzuge, vermuthet. Ein zweiter Dieb, 
angeblich ein gewiſſer Winkler aus Rügenwalde, iſt 
ſchlank, groß, mit kleinem blonden Schnurrbart, 
bekleidet mit grauem Jaquet mit grüner Einfaſſung. 
Die Diebe, welche per Bahn gereiſt ſind, dürften 
unzweifelhaft zunächſt die Coupons zu verwerthen 
ſuchen. Vorſtehende Angaben dürften zu ihrer Er- 
greifung beitragen und machen wir daher Jeder 
mann beſonders darauf aufmerkſam. 

— Wie wir kürzlich mittheilten, wurde bei 
dem Vertreter der Firma Meyer H. Berliner ein 


Vermischtes. 

— Der liebe Klatſch kann mitunter höchſt 
unangenehme Situationen herbeiführen, namentlich 
wenn derſelbe öffentlich und in Gegenm 
N en en fe 
einige Stunden nach Enthüllung des Gvethe-Dent- 
mals, ſtrömten zahlreiche Perſonen, den beſſeren 
Ständen angehörend, die an der offiziellen Feier 
nicht thellnehmen konnten, zur Beſichtigung des 
Monuments nach dem Thiergarten in Berlin. In 
der Nähe der Statue, in einer Seitenallee, ſaßen 
auf einer Bank drei junge Damen und abgeſondert 
in der Ecke ein ältlicher Herr. Die jungen Damen 
kritiſirten das Ausſehen der Vorübergehenden auf 
das Schärfſte und hauptſächlich ſchien ihnen ein 
auf- und abgehendes Mädchen, das einen kranken 
Knaben fpazieren führte, ein willkommenes Ziel zu 
fein. Der ältliche Herr hörte ſtillſchweigend zu. 
Als jedoch die drei Klatſchſchweſtern den Zopf der 
Spazierenden, deſſen Länge und Ueppigkeit den Zopf 
eines Chineſen weit übertraf, für falſch erklärten, 
meinte der ältliche Herr lächelnd: „Nein, meine 
Damen, der Zopf iſt echt!“ „Ach, die Herren 
verſtehen das nicht!“ „Bitte um Entſchuldigung, 
ich als Hof⸗Friſeur werde hoffentlich mein Gewerbe 
verſteh'n“ Die Damen mußten dies zugeben, und 
vielleicht in einem Anfall von Großthuerei, ſtellten 
ſich die Fräuleins als Töchter von Geheimräthen 
vor und plauderten jetzt gnädig, in einem faſt ver⸗ 
letzend herablaſſenden Ton mit dem alten Herrn. 
Die Damen, die ſchon bemerkten, daß der Herr fo- 
wohl von Offizieren, als von diſtinguirten Perſonen 
ehrfurchtsvoll begrüßt wurde, dachten wahrſcheinlich, 
die Grüßenden wären Kunden des Hof-Örijeurs, 
bis ein Premier-Lieutenant den Betreffenden begrüßte 
mit den Worten: „Guten Tag, Excellenz, noch in 
Berlin und nicht im Bade?“ Excellenz antwor⸗ 
tete, verbeugte ſich gegen die Damen und ging mit 
dem Offizier ab. Zugleich ſtand ein auf der Ne- 
benbank ſitzender Lakat auf und wollte den voran⸗ 
ellenden Herrſchaften folgen, als die drei Damen 
die Frage ſtellten, wer der alte Herr geweſen ſei. 
„Excellenz Graf R.“ war die Antwort. Man 
kann ſich die Ueberraſchung, den Schreck der Da 
men denken, als ſie den Namen des Reſſortchefs 
ihrer reſp. Väter hören mußten. 

— Wir haben ſchon neulich erzählt, daß man 
ſich bemüht, an den deutſchen Ufern der Nordſee 
eine Pflanzſtätte für amerikaniſche Auſtern zu ſchaf⸗ 
fen. Außerdem werden aber auch — ſeit die Auſter 
in Europa jo felten geworden iſt — die amerifa- 
niſchen Auſtern in großen Quantitäten direkt zum 
Konſum nach Europa transportirt. In den letzten 
4 Jahren ſind 264,230 Fäſſer Auſtern im Werthe 
von 1½ Millionen Dollars nach Europa verſchlckt 
worden und während der ſechs Monate vom 1. Ok⸗ 
tober vorigen Jahres bis 1. April 1880 allein 
59,643 Fäſſer. 

— Von Rhein und Moſel, 27. Mai, ſchreibt 
man der „Tr. Landeszeitung“: „Es it mir unbe 
greiflich, daß man jo hartnäckig von dem unbere⸗ 
chenbaren Schaden ſpricht, den die Kälte in den 


die Anträge von Zedlitz abgelehnt, ſchließlich der 
Antrag von Rauchhaupt durch die bekannte Mehr- 
heit von 11 Stimmen angenommen. 

Das Ergebniß der heutigen Verhandlungen iſt 
alſo, daß der Artikel 3 in einer verſtämmelten, der 
Artikel 4 in einer von der Regierung zurückgewieſe⸗ 
nen Faſſung angenommen worden iſt. 

Ausland. 

Paris, 2. Junl. Die Deputictenkammer hat 
geſtern einen Geſetzentwurf genehmigt, worin be⸗ 
ſtimmt, daß bei ſämmtlichen Wahlen die Stimm⸗ 
zettel in Briefcouverts abgegeben werden müſſen, 
damit auf dieſe Weiſe die Geheimhaltung der Ab- 
ſtimmung gewahrt bleibt. Dieſe Couverts ſollen 
den Wählern im Wahllokale auf Koſten der Ge- 
meindeverwaltung eingehändigt werden. In Frank⸗ 
reich werden außer den Senatoren und Deputirten 
noch die Generalräthe, die Arrondiſſementsräthe, die 
Mitglieder der Handelsgerichte und Handelskammern, 
der Gewerbegerichte und der Gemeinderäthe gewählt; 
bei allen dieſen Wahlen muß alſo in Zukanft das 
Briefcouvert zur Anwendung kommen und wird jo 
ein jährlicher Mehrverbrauch von verſchiedenen Mil- 
lionen dieſes Artikels verurſacht werden. Das vo⸗ 
titte Geſetz war nicht von der Regierung einge- 
bracht, ſondern von einem Mitgliede der republika⸗ 
niſchen Linken vorgeſchlagen worden, deſſen Schwie⸗ 
gervater ganz zufälliger Weiſe ein Fabrikant von 
Briefcouverts ſein ſoll. 

Die letzten Nachrichten aus Lyon laſſen im- 
mer mehr befürchten, daß die Pariſer Kommunards, 
welche dort die ungeſetzliche Wahl Blanqui's be- 
treiben, bel der am nächſten Sonntag ſtattfindenden 
Stichwahl ihren Kandidaten durchſetzen werden. 
Es iſt ganz unbegreiflich, daß die Regierung dieſem 
ungeſetzlichen Treiben nicht dadurch ein Ende macht, 
daß fie bei der Wahl den Namen des nicht wahl- 
fähigen Blanqul einfach als unyiltig bezeichnen 
läßt, anſtatt, wie es ‚feiner Zeit in Bordeaux ge- 
ſchehen, den halb kindiſchen, kaum mer zurechnungs⸗ 
fähigen und in Folge ſeiner Verurtheilung aller 
ſeiner Rechte beraubten Blanqui zum erwählten De⸗ 
putirten proklamiren zu laſſen. Gegen ein ſolches, 
geſetzlich durchaus gerechtfertigtes Verfahren der 
Wahlkommiſſare würde der Bürger Blanqui und 
ſeine Genoſſen an den Präfekturrath und eventuell 
gegen deſſen Entſcheidung an den Staatsrath ap⸗ 
pelliren können, allein in beiden Inſtanzen würde 
ganz unzweifelhaft das Verfahren der Wahlkom⸗ 
miſſare beſtätigt werden. In Paris will man übri⸗ 
gens ſofort den Lyoner Blanqui-Schwindel nach⸗ 
ahmen und zwar gelegentlich der Gemeinderaths⸗ 
wahl, die demnächſt im XX. Arrondiſſement Belle⸗ 
ville zur Erſetzung des Herrn Quentin ſtattfindet, 
der bekanntlich den einträglichen Poſten eines Ge⸗ 


Weinbergen angerichtet; an der ganzen Strecke an 
der Moſel, durch welche die Bahn fährt, ſtehen die 
Weinberge geſund und ſchön belaubt, — nicht ſo 
ſchön allerdings am Rhein und im Rheingau, aber 
eine Verwüſtung durch die Kälte iſt nirgends zu 
merken.“ 6 

— Große Heiterkeit unter den Paſſanten 
der Friedrich und Leipzigerſtraſte in Berlin er⸗ 
regte vorgeſtern früh ein Plakat, welches an eine 
der neuen Anſchlagsſäulen, welche der Volksmund 
„Magiſtratsfüllöfen“ nennt, geheftet war und die 
Inſchrift trug: „Hier können Familien Kaffee 
kochen.“ 


Literariſches. 

Von der deutſchen Rundſchau liegt uns das 
Maiheft vor. Daſſelbe bringt: Rudolph Lindau, 
Die kleine Welt. Eine Erzählung aus Japan. 1. 
W. Preyer, Pſychogeneſis. Die geiſtige Entwicke⸗ 
lung des Menſchen in den erſten Lebensjahren. 5. 
v. Sarburg, Felir Dupanloup. Guſtav Hirſch⸗ 
feld, Die Inſel Cypern. Georg Ebers, Neue Er⸗ 
gebniſſe der ägyptslogiſchen Studien auf dem Ge⸗ 
biete der hieroglyphiſchen Volksſchrift. Berthold 
Auerbach, Ein Tag in der Heimath. (Sommer- 
Erinnerung 1879.) Das Goethe-Schiller⸗Denkmal 
in Weimar. Briefe von Ernſt Rietſchel an Eduard 
Devrient. F. H. Geſſcken, Die Julimonarchie. 
Literariſche Rundſchau. 


Viehmarkt. 

Berlin, 4 Juni. Es ſtanden zum Ver ⸗ 
kauf: 268 Rinder, 841 Schweine, 715 Kälber, 
347 Hammel. 

Ein eigentliches und für eine genauere Preis- 
notirung maßgebendes Geſchäft fand heute nur in 
der Kälberhalle ſtatt, von den anderen Biehgattun- 
gen wurden nur die wenigen, zur Ergänzung des 
geringen Lokalbedarfs erforderlichen Stücke gekauft 
und ungefähr mit den Preiſen des verfloſſenen 
Montages bezahlt; auch wurde, ſpeztell von Nin- 
dern und Schweinen, nur geringere Waare ge- 
wünſcht. 

Rinder: Sekunda 46 —48, Tertia 38 —40 
Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht. 

Schweine: Landvieh 50—54, Ruſſen 48 bis 
52 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht bei einer 
Tara von 20 Prozent. 

Kälber: 40 55 Pf. pro 1 Pfund Schlacht ⸗ 
gewicht. 

Hammel : 
gewicht. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Magdeburg, 4. Juni. Nach dem Aufzug des 
Reitervereins, ſowie der Kaufmannſchaft und der 
Gewerke, bei welchem eine überaus große Pracht 
entfaltet wurde, beſuchte der Kaiſer die landwirth⸗ 
ſchaftliche Ausſtellung und das Fort Stern und 
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40 50 Pf. pro 1 Pfund Schlacht 
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Kaiſer äußerte ſich mit lebhafteſter Anerkennung 
Freude über den Feſtzug. Zahlreiche Ordensd 
hungen haben ſtattgefu nden. 

Baden-Baden, 4. Juni. Bürft Gortſchakoff 
iſt heute Nachmittag hier eingetroffen. 

Wien, 4. Juni. Meldung der „Politiſchen 
Korreſp.“: 

Aus Athen: Brailas ſoll die halbamkliche 
Miſſion erhalten, bei der bevorſtehenden Berliner 
Nachkonferenz bezüglich der griechiſchen Frage ſich 
konſultativ zur Verfügung zu ſtellen Derſelbe wird 
von mehreren griechiſchen Genieoffigieren begleitet 
ein. - 
Aus Belgrad: Der Beſuch des Fürſten Alex⸗ 
ander von Bulgarien am ſerbiſchen Hofe iſt in 
Folge des Todes der Kalſerin von Rußland zwei⸗ 
felhaft und find die Empfangsvorbereitungen des⸗ 
wegen ſiſtirt worden. 

Peſt, 4 Juni Den im Handelsminiſterium 
eingetroffenen Berichten über den Stand der Saa⸗ 
ten zufolge iſt in Ober-⸗Ungarn beſonders in Wet⸗ 
zen eine ſehr gute, in Roggen, Hafer und Gerſte 
eine gute Mittelernte zu erwarten. Im Allgemeinen 
prognoſtiziren die amtlichen Berichte eine viel beſſere 
Fechſung als erwartet wurde. 

Paris, 4. Juni. Die Tarifkommiſſion des 
Senats beſchloß, den Zoll auf Schafvieh zu er⸗ 
höhen. 

London, 4. Juni. Der Herzog von Edin⸗ 
burg wird ſich heute Abend nach Petersburg bege⸗ 
ben, um die Königin Viktoria bei den Trauerfeier ⸗ 5 
lichkeiten zu vertreten. 5 

Petersburg, 4. Juni. Nach offizieller Mit- 
theilung wird die feierliche Ueberführung der Leiche 
der Kaiſerin aus dem Winterpalais nach der St. 
Peter- und Pauls-Kathedrale am nächſten Montag 
ſtattfinden. 

Konftantinopel, 4. Juni. Der Sultan em. 
fing geſtern den engliſchen Botſchafter Göſchen in 
feierlicher Audienz und nahm deſſen Beglaubtgungs⸗ 
ſchreiben entgegen. Der Botſchafter betonte den 
zeitweiligen Charakter feiner Miſſion, während der 
Sultan auf fein Beſtreben hinwies, die nothwendi⸗ 
gen Reformen durchzuführen. Dem offiziellen Em ⸗ 
pfange folgte eine halbſtündige Privataudienz des 
Botſchafters beim Sultan. f 

Konſtantinopel, 4. Juni. Göſchen ſagte in 
feiner Antrittsrede beim Sultan, wie es feine erſte 
Pflicht jet, feine Miſſion und zwar zur Zufrieden. 
heit der Königin zu erfüllen. Die freundicaft- 
lichen Beziehungen zwiſchen England und der Tür- 
fet flößten ihm den Wunſch ein, dem Sultan und 
feinem Volke nützlich zu ſein. Er halte ſich von 
dem ernſten Wunſche des Sultans, die Lage und 
allgemeine Wohlfahrt feiner Unterthanen ohne Un⸗ 
terſchied der Race und des Glaubens zu verbeſſern 
und zu befeſtigen, überzeugt. 


